Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/2577 

26 . 01 . 2000 


Gesetzentwurf 

der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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A. Problem 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden 

- eine Verbesserung der Qualität der kommunalen Melderegister angestrebt 
sowie 

- die melderechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung europawahl- 
rechtlicher und staatsangehörigkeitsrechtlicher Regelungen geschaffen. 

- Die kommunalen Melderegister stellen heute eine umfassende „Service-Ein- 
richtung“ für eine Vielzahl öffentlicher Stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
dar. Die in ihnen gespeicherten Einwohnerdaten sind von hoher Qualität und 
entsprechen in aller Regel den Bedürfnissen ihrer Nutzer. Soweit Maßnah- 
men zur weiteren Erhöhung ihrer Qualität auf administrativem Weg zulässig 
sind, werden sie von den Meldebehörden bereits weitgehend ausgeschöpft. 
Dies geschieht aus der Erkenntnis heraus, dass die Richtigkeit und Vollstän- 
digkeit der Melderegister im wohlverstandenen Interesse aller Nutzer dieses 
Informationssystems liegt, etwa im Hinblick auf Wahlen, die Ausstellung 
von Lohnsteuerkarten, Pässen und Personalausweisen, die Verteilung des 
Steueraufkommens auf Bund und Länder und auf die Statistik. 

In einem sich fortentwickelnden Gemeinwesen mit ständig neuen und geänder- 
ten Aufgabenstellungen steht die Effizienz der öffentlichen Verwaltung immer 
wieder aufs Neue auf dem Prüfstand. Für den Bereich des Meldewesens folgt 
daraus, noch nicht genutzte Potenziale für eine weitere Steigerung der Qualität 
der Melderegister nutzbar zu machen. Nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem 
geplanten Methodenwechsel für künftige Zensen als Alternative zur klassi- 
schen Volkszählung ist es erforderlich, gesetzliche Rahmenbedingungen für 
eine Verbesserung der Richtigkeit und Vollständigkeit der Melderegister bun- 
deseinheitlich zu schaffen. 

- Melderegister bilden die Grundlage für die Eintragung von Wahlberechtig- 
ten in die Wählerverzeichnisse von Amts wegen bei allen staatlichen und 
kommunalen Wahlen. Künftig sollen bei Europawahlen in der Bundesrepub- 
lik Deutschland wahlberechtigte Unionsbürger nach ihrer erstmaligen Ein- 
tragung in ein Wählerverzeichnis auf Antrag bei folgenden Europawahlen in 
der Regel von Amts wegen eingetragen werden. Dies dient der politischen 
Integration der in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Unionsbürger 
und trägt gleichzeitig zu einer Entlastung der Wahlbehörden bei. 
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- Mit dem Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts wird der Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit für in Deutschland geborene Kinder aus- 
ländischer Eltern gemäß § 4 Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) 
eingeführt. Diese Kinder sind nach Erreichen der Volljährigkeit von der zu- 
ständigen Staatsangehörigkeitsbehörde auf ihre Erklärungspflicht und die 
möglichen Rechtsfolgen nach § 29 StAG hinzuweisen. Die Tatsache, dass 
ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 29 StAG eintreten 
kann, wird im Melderegister gespeichert. Es ist sicherzustellen, dass die für 
das Optionsverfahren nach § 29 StAG erforderlichen Daten insbesondere bei 
dauerhaftem Wegzug ins Ausland nicht durch Löschung verloren gehen kön- 
nen. 


B. Lösung 

- Zur Verbesserung der Qualität der Melderegister sieht der Gesetzentwurf 
u. a. die Schaffung einer Befugnisnorm für die Meldebehörden zur Überprü- 
fung der Meldedaten von solchen Einwohnern vor, bei denen auf Grund ih- 
res Meldeverhaltens davon ausgegangen werden muss, dass die im Meldere- 
gister gespeicherten Daten inzwischen unrichtig geworden sind. Des 
Weiteren werden die öffentlichen Stellen, die Meldedaten für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben nutzen, verpflichtet, ihrerseits Unstimmigkeiten den Melde- 
behörden mitzuteilen; dies gilt nicht für die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder. 

- Um die Eintragung von Unionsbürgern in ein deutsches Wählerverzeichnis 
bei wiederholter Teilnahme an einer Europawahl grundsätzlich zu ermögli- 
chen, wird ein entsprechender Eintrag im Melderegister vorgesehen. 

- Zur Vermeidung eines möglichen Datenverlusts werden die für das Options- 
verfahren nach § 29 StAG erforderlichen Daten von der Löschungsregelung 
des § 10 MRRG ausgenommen und deren gesonderte Aufbewahrung sicher- 
gestellt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Es sind keine Kosten zu erwarten. 

2. Vollzugsaufwand 

Bund und Ländern entstehen keine Kosten. Bei den Gemeinden (Meldebe- 
hörden) muss ggf mit zusätzlichen Kosten dann gerechnet werden, wenn 
und soweit sie von der ihnen nach Artikel 1 Nr. 2 (§ 4a Abs. 2) des Entwurfs 
eingeräumten Befugnis zur Überprüfung der Meldedaten von einzelnen oder 
einer Vielzahl von Einwohnern Gebrauch machen. Derartige Überprüfungen 
werden anlassbezogen und daher aller Voraussicht nach nur relativ selten er- 
folgen. 

Die Zahl der von den Überprüfungen betroffenen Einwohnern kann auch 
nicht annähernd geschätzt werden, da die Notwendigkeit von Überprüfun- 
gen stark von örtlichen Gegebenheiten abhängt. Auf jeden Fall dürfte der ge- 
genwärtig schon für Amtsermittlungen der Meldebehörden zur Verfügung 
stehende Kostenrahmen nicht oder nur unwesentlich überschritten werden. 
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Durch die Eintragung eines weiteren Merkmals bei einem Teil der Unions- 
bürger zur Vorbereitung von Europawahlen entsteht bei den Kommunen ein 
zusätzlicher Aufwand. Dieser wird jedoch dadurch ausgeglichen, dass künf- 
tig bei von Amts wegen in die Wählerverzeichnisse einzutragenden Unions- 
bürgern die Bearbeitung von Anträgen auf Eintragung entfällt. 


E. Sonstige Kosten 

Die Wirtschaft wird von den Regelungen nicht berührt. Die voraussichtlichen 
Mehrbelastungen der öffentlichen Haushalte sind nicht von solchem Ausmaß, 
dass die Gegenfmanzierung mittelbare Auswirkungen entfaltet. Vor diesem 
Hintergrund sind Auswirkungen auf Einzelpreise sowie das Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau, auch nicht zu erwarten. 
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Zweites Gesetz zur Änderung des Melderechtsrahmengesetzes (MRRG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Melderechtsrahmengesetz (MRRG), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1430), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 § 7 des Gesetzes vom 
15. Juli 1999 (BGBl. I S. 1618), wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satz werden nach dem Wort „Päs- 
sen“ die Wörter „sowie bei staatsangehörigkeits- 
rechtlichen Verfahren“ eingefügt, 

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„ 1 . die Tatsache, dass der Betroffene 

a) vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, 

b) als Unionsbürger (§ 6 Abs. 3 Satz 1 des Euro- 
pawahlgesetzes) bei der Wahl des Europäi- 
schen Parlaments von Amts wegen in ein 
Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik 
Deutschland einzutragen ist.“ 

2. Nach § 4 wird folgender § 4a eingefugt: 

„§4a 

Richtigkeit und Vollständigkeit des Melderegisters 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder unvollständig, 
hat es die Meldebehörde von Amts wegen zu berichtigen 
oder zu ergänzen (Fortschreibung). Von der Fortschrei- 
bung sind unverzüglich diejenigen Behörden oder sons- 
tigen öffentlichen Stellen zu unterrichten, denen im Rah- 
men regelmäßiger Datenübermittlungen unrichtige oder 
unvollständige Daten übermittelt worden sind. 

(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich einzelner oder 
einer Vielzahl namentlich bekannter Einwohner kon- 
krete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvoll- 
ständigkeit des Melderegisters vor, hat sie den Sachver- 
halt von Amts wegen zu ermitteln. 

(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stellen, soweit 
sie nicht Aufgaben der amtlichen Statistik wahrnehmen 
oder öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, 
haben die Meldebehörden unverzüglich zu unterrichten, 
wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtig- 
keit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorlie- 
gen. Sonstige öffentliche Stellen, denen Meldedaten 
übermittelt worden sind, dürfen die Meldebehörden bei 


Vorliegen solcher Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 2 
Satz 1 bleibt unberührt. Gesetzliche Geheimhaltungs- 
pflichten, insbesondere das Steuergeheimnis nach § 30 
der Abgabenordnung, und Berufs- oder besondere Amts- 
geheimnisse stehen der Unterrichtung nach den Sätzen 1 
und 2 nicht entgegen, soweit sie sich auf die Angabe be- 
schränkt, dass konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtig- 
keit oder Unvollständigkeit übermittelter Daten vorlie- 
gen. 

(4) Absatz 1 Satz 2 sowie Absatz 3 sind bei der Wei- 
tergabe von Daten und Hinweisen nach § 18 Abs. 5 ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

3. § 7 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Berichtigung und Ergänzung der zu seiner Person 
gespeicherten Daten, wenn diese unrichtig oder unvoll- 
ständig sind (§ 9),...“. 

4. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Berichtigung und Ergänzung von Daten 

Sind gespeicherte Daten unrichtig oder unvollständig, 
hat die Meldebehörde die Daten auf Antrag des Betroffe- 
nen zu berichtigen oder zu ergänzen. § 4a Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend.“ 

5. In § 10 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 5 
Satz 1 werden die Wörter „oder für Wahlzwecke“ durch 
die Wörter „ ,für Wahlzwecke oder zur Feststellung der 
Tatsache nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b“ ersetzt. 

6. § 23 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 3 Buchstabe b 
und § 1 0, soweit er die Speicherung der Tatsache nach § 
2 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b betrifft, gelten bis zur Anpas- 
sung des Melderechts der Länder unmittelbar. Im Übri- 
gen haben die Länder ihr Melderecht den durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Melderechtsrahmenge- 
setzes geänderten oder eingefügten Vorschriften dieses 
Gesetzes bis zum (Einsetzen: 1. Tag des 12. auf die Ver- 
kündung des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Mel- 
derechtsrahmengesetzes folgenden Kalendermonats) an- 
zupassen.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 


Berlin, den 25. Januar 2000 


Dr. Peter Struek und Fraktion 

Kerstin Müller (Köln), Rezzo Sehlaueh und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 
1. Regelungsgegenstand 

Die kommunalen Melderegister stellen heute eine umfas- 
sende „Service-Einrichtung“ für eine Vielzahl öffentlicher 
Stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben dar. Die in ihnen ge- 
speicherten Einwohnerdaten sind von hoher Qualität und 
entsprechen in aller Regel den Bedürfnissen ihrer Nutzer. 
Maßnahmen zur weiteren Erhöhung der Qualität der Melde- 
register werden, soweit diese auf administrativem Weg zu- 
lässig sind, von den Meldebehörden bereits weitgehend aus- 
geschöpft. So haben die Innenressorts aller Länder in einer 
Gemeinschaftsaktion im Sommer 1998 den Meldebehörden 
aufgegeben, mit einem Bündel von Maßnahmen die Rich- 
tigkeit und Vollständigkeit der Melderegister zu erhöhen, 
beispielsweise durch eine konsequente Aufklärung der Mel- 
deverhältnisse von Einwohnern, denen Lohnsteuerkarten 
oder Wahlbenachrichtigungen nicht zugesteht werden konn- 
ten. Flankierend hierzu wurden auch die Behörden des Bun- 
des und der Länder, die Meldedaten zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben verarbeiten, gebeten, Unstimmigkeiten nachzugehen 
und die Meldebehörden entsprechend zu unterrichten. 

Dies alles geschieht aus der Erkenntnis heraus, dass die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Melderegister im wohl- 
verstandenen Interesse aller Nutzer dieses Informationssys- 
tems hegt, etwa im Hinblick auf Wahlen, die Ausstellung 
von Lohnsteuerkarten, Pässen und Personalausweisen, die 
Verteilung des Steueraufkommens auf Bund und Länder 
und auf die Statistik. Die sorgfältige Führung der Meldere- 
gister und die rasche Beseitigung von Unstimmigkeiten 
können erheblichen Verwaltungsaufwand ersparen, bei den 
Meldebehörden selbst und bei anderen öffentlichen Stellen, 
denen Meldedaten zur Erfüllung ihrer Aufgaben übermittelt 
werden. 

In einem sich fortentwickelnden Gemeinwesen mit ständig 
neuen und geänderten Aufgabenstellungen steht die Effizi- 
enz der öffentlichen Verwaltung immer wieder aufs Neue 
auf dem Prüfstand. Für den Bereich des Meldewesens folgt 
daraus, noch nicht genutzte Potenziale für eine weitere Stei- 
gerung der Qualität der Melderegister nutzbar zu machen. 
Nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem geplanten Metho- 
denwechsel für künftige Zensen als Alternative zur klassi- 
schen Volkszählung ist es zwingend notwendig, gesetzliche 
Rahmenbedingungen für eine Verbesserung der Richtigkeit 
und Vollständigkeit der Melderegister bundeseinheitlich zu 
schaffen. 

Zur politischen Integration der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Unionsbürger und gleichzeitig zur 
Entlastung der Wahlbehörden sollen bei künftigen Europa- 
wahlen wahlberechtigte Unionsbürger in der Regel von 
Amts wegen in ein Wählerverzeichnis eingetragen werden. 

Im Melderegister gespeicherte Daten, die für die Durchfüh- 
rung des Optionsverfahrens bei den nach § 29 StAG Erklä- 
rungspflichtigen erforderlich sind, werden nicht gelöscht, 
sondern gesondert aufbewahrt. Damit ist sichergestellt, dass 


die Daten auch bei dauerhaftem Wegzug ins Ausland der zu- 
ständigen Staatsangehörigkeitsbehörde zur Durchführung 
des Optionsverfahrens zur Verfügung stehen. Die Schaffung 
der bereichsspezifrschen Rechtsgrundlagen für regelmäßige 
Datenübermittlungen der Meldebehörden an die Staatsange- 
hörigkeitsbehörden bezüglich der in § 2 Abs. 2 Nr. 3b 
MRRG genannten Angabe bleibt der anstehenden Gesam- 
treform des Staatsangehörigkeitsrechts Vorbehalten. In die- 
sem Zusammenhang sollte im Hinblick auf Zuzüge von vor- 
übergehend in das Ausland gezogenen Personen eine bisher 
in den Meldegesetzen fehlende Regelung für das Erheben 
und Speichern der letzten Anschrift im Inland getroffen 
werden. 

2. Kosten 

Bund und Ländern entstehen keine Kosten. Bei den Ge- 
meinden (Meldebehörden) muss ggf. mit zusätzlichen Kos- 
ten dann gerechnet werden, wenn und soweit sie von der ih- 
nen nach Artikel 1 Nr. 2 (§ 4a Abs. 2) des Entwurfs 
eingeräumten Befugnis zur Überprüfung der Meldedaten 
von einzelnen oder einer Vielzahl von Einwohnern Ge- 
brauch machen. Derartige Überprüfungen werden anlassbe- 
zogen und daher aller Voraussicht nach nur relativ selten er- 
folgen. 

Die Zahl der von den Überprüfungen betroffenen Einwoh- 
nern kann auch nicht annähernd geschätzt werden, da die 
Notwendigkeit von Überprüfungen stark von örtlichen Ge- 
gebenheiten abhängt. Auf jeden Fall dürfte der gegenwärtig 
schon für Amtsermittlungen der Meldebehörden zur Verfü- 
gung stehende Kostenrahmen nicht oder nur unwesentlich 
überschritten werden. Mithin ist eine auch nur einigermaßen 
verlässliche Kostenschätzung nicht möglich. 

Durch die Eintragung eines weiteren Merkmals bei einem 
Teil der Unionsbürger zur Vorbereitung von Europawahlen 
entsteht bei den Kommunen ein zusätzlicher Aufwand. Die- 
ser wird jedoch dadurch ausgeglichen, dass künftig bei von 
Amts wegen in die Wählerverzeichnisse einzutragenden 
Unionsbürgem die Bearbeitung von Anträgen auf Eintra- 
gung entfällt. 

II. Zu den Einzelvorschriften 
Zu Artikel I 
Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 ) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung des 1 . Halbsatzes von Satz 1 wird klar- 
gestellt, dass die Speicherung des durch Artikel 7 Nr. 1 des 
Gesetzes zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts vom 
15. Juli 1999 (BGBl. I S. 1618) als Buchstabe b in § 2 
Abs. 2 Nr. 3 MRRG eingefügte Datum „Tatsache, dass nach 
§ 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deut- 
schen Staatsanghörigkeit eintreten kann“ nur dann zulässig 
ist, wenn die Meldebehörde bei staatsangehörigkeitsrecht- 
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liehen Verfahren auch tatsächlich mitzuwirken hat - was in 
aller Regel der Fall sein dürfte. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift schafft unter Buchstabe b die melderechtli- 
chen Voraussetzungen dafür, dass in Deutschland wahl- 
berechtigte Unionsbürger, die 1999 oder bei einer späteren 
Europawahl auf ihren Antrag hin in ein deutsches Wähler- 
verzeichnis eingetragen worden sind, bei dann folgenden 
Europawahlen von Amts wegen eingetragen werden, es sei 
denn, sie äußern einen gegenteiligen Wunsch oder verlieren 
ihr aktives Wahlrecht. Dies geschieht in entsprechender An- 
wendung von Artikel 9 Abs. 4 der Richtlinie 93/109/EG des 
Rates vom 6. Dezember 1993 über die Einzelheiten der 
Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei den 
Wahlen zum Europäischen Parlament für Unionsbürger mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörig- 
keit sie nicht besitzen (ABI. L 329, S. 34). Die hierfür erfor- 
derlichen wahlrechtlichen Voraussetzungen sind im Europa- 
wahlrecht zu regeln. Bezüglich der letzten Europawahl kann 
auf die nach § 87 Abs. 1 Europawahlordnung aufzubewah- 
renden Wahlunterlagen zurückgegriffen werden. 

Die Regelung unter Buchstabe a entspricht dem bisherigen 
Regelungsgehalt von § 2 Abs. 2 Nr. 1 MRRG, wonach Aus- 
schlüsse vom aktiven und passiven Wahlrecht im Meldere- 
gister gespeichert werden. Durch eine Ergänzung des Da- 
tensatzes für das Meldewesen - Einheitlicher Bundes-/ 
Länderteil - (DSMeld) wird noch klargestellt, dass bei Uni- 
onsbürgern künftig auch Wahlausschlüsse im Herkunftsmit- 
gliedstaat in das Melderegister einzutragen sind. 

Zu Nummer 2 (§ 4a) 

Absatz 1: Die Bestimmung des Satzes 1 ersetzt § 9 bezüg- 
lich der Berichtigung von Amts wegen. Ergänzend wird 
eine Pflicht zu der in § 17 Abs. 2 MRRG genannten, jedoch 
nicht umschriebenen Fortschreibung geregelt. Diese wird 
nunmehr in § 4a Abs. 1 Satz 1 als Ergänzung und Berichti- 
gung des Melderegisters von Amts wegen definiert. 

Satz 2 dient der Aktualisierung des Datenbestandes der 
Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen. Eine Unter- 
richtung hat jedoch dann zu unterbleiben, wenn schutzwür- 
dige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt werden (§ 6 
MRRG). 

Absatz 2 stellt die bisherige Rechtslage auf Grund des Lan- 
desmelderechts klar und erweitert durch die Bezugnahme 
auf „eine Vielzahl von namentlich bekannten Einwohnern“ 
den Kreis der Personen, dessen Meldedaten aus konkretem 
Anlass überprüft werden darf. Bei dem Begriff „Vielzahl 
von namentlich bekannten Einwohnern“ handelt es sich um 
einen im Zusammenhang mit Melderegisterauskünften an 
Private (vgl. § 21 Abs. 1 Satz 2 MRRG) gängigen Rechtsbe- 
griff, der im Schrifttum eine hinreichend gesicherte kasuisti- 
sche Interpretation erfahren hat und damit insbesondere eine 
eindeutige Abgrenzung zu „Gruppen von Einwohnern“ zu- 
lässt, die nicht namentlich bestimmbar sind. Mit der Rege- 
lung wird es den Meldebehörden künftig möglich sein, auf 
eindeutiger rechtlicher Grundlage namentlich bekannte Be- 
wohner und deren Meldeverhältnisse zu überprüfen. 


Absatz 3: Da die in Absatz 1 Satz 2 genannten öffentlichen 
Stellen, denen Meldedaten regelmäßig übermittelt werden, 
das Melderegister häufig nutzen, erscheint es sachgerecht, 
dass sie schon allein im eigenen Interesse durch entspre- 
chende Hinweise zur ordnungsgemäßen Führung des Melde- 
registers beitragen. Dies gilt allerdings nicht für die amtliche 
Statistik und für öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaf- 
ten; sie werden in der Vorschrift ausdrücklich ausgenommen. 

Werden Daten nicht regelmäßig, sondern auf Ersuchen im 
Einzelfall an öffentliche Stellen übermittelt, so erscheint in 
der Regel eine Rückmeldung über Unrichtigkeiten bzw. Un- 
vollständigkeiten an die Meldebehörde nicht geboten, weil 
sie vom Umfang her weder deren eigenem Interesse noch 
dem Interesse an der ordnungsmäßigen Führung des Melde- 
registers in erheblicher Weise nutzt. Andererseits erscheint 
die Schaffung der Befugnisnorm sinnvoll, um Empfänger 
von Meldedaten nicht aus Rechtsgründen (Offenbarungsver- 
bote auf Grund von bereichsspezifischen Normen) an einer 
von ihnen selbst gewünschten Unterrichtung der Meldebe- 
hörde zu hindern, etwa in Fällen, in denen auf Grund eines 
Ermittlungsersuchens eine Vielzahl von Meldedaten über- 
mittelt worden ist (z. B. Adressen für eine Straßenplanung). 

Die bei der in schriftlicher Form erfolgenden Unterrichtung 
der Meldebehörden über unrichtige oder unvollständige 
Meldedaten anfallenden Unterlagen sind nach Prüfung 
durch die Meldebehörden und nach ggf erfolgter Fort- 
schreibung des Melderegisters nicht mehr erforderlich und 
daher nach allgemeinem Datenschutzrecht zu vernichten. 

Die Unterrichtung der Meldebehörden hat ausschließlich 
zum Ziel, ihnen Hinweise zu geben, dass übermittelte Mel- 
dedaten unrichtig oder unvollständig sind, um eine entspre- 
chende Aktualisierung des Melderegisters im Interesse aller 
Nutzer dieses Informationssystems zu ermöglichen. In der 
Regel wird es sich um Hinweise zur vermutlichen Unrich- 
tigkeit von Anschriften, unter denen Betroffene vom Emp- 
fänger nicht erreicht werden konnten, handeln. Durch die 
Bezugnahme in Satz 3 auf Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, 
dass die Nachprüfung der Hinweise in der Verantwortung 
der Meldebehörde liegt und diese ggf entsprechende Er- 
mittlungen von Amts wegen durchzuführen hat. 

Weil es nur darum geht, „eigene“, nach dem Melderecht von 
den Einwohnern anzugebende Daten der Meldebehörde zu 
korrigieren, nicht darum, dem Inhalt nach geheimhaltungs- 
bedürftige Vorgänge, etwa aus dem Sozial- oder Steuerbe- 
reich, zu offenbaren, erscheint es gerechtfertigt, durch 
Satz 4 die Geltung von Geheimhaltungspflichten auf Grund 
eines Gesetzes oder von Gewohnheitsrecht für diese spezi- 
elle Fallgestaltung auszuschließen. Die Betroffenen können 
keinen Schutz beanspruchen, soweit sie bei Fortzügen ihren 
Ab- und Anmeldepflichten nicht nachkommen, sondern ha- 
ben im Gegenteil mit Geldbuße wegen Begehung melde- 
rechtlicher Ordnungswidrigkeiten zu rechnen. Im Wesentli- 
chen wird es sich bei den Geheimhaltungspflichten um das 
Steuer- und das Sozialgeheimnis handeln ( § 35 SGB I, § 30 
AO). So ist z.B. nach § 30 Abs. 4 Nr. 2 AO die Offenbarung 
der nach § 30 Abs. 2 AO erlangten Kenntnisse zulässig, so- 
weit „sie durch Gesetz ausdrücklich zugelassen ist“. Eine 
derartige Zulassung wird durch § 4a Abs. 2 Satz 2 MRRG 
vorgenommen. 
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Absatz 4: Da auch in den Fällen des § 1 8 Abs. 5 Daten über 
den Bereich der Meldebehörde hinaus an andere Stellen ge- 
langen, erscheint eine Einbeziehung der gemeindeintemen 
Empfänger von Meldedaten sachgerecht und erforderlich. 

Zu Nummer 3 (§ 7 Nr. 2) 

Redaktionelle Anpassung als Folge der Änderung des § 9 
(vgl. Nummer 3). 

Zu Nummer 4 (§ 9) 

Eine Neufassung der Vorschrift ist erforderlich, weil die in 
der geltenden Fassung vorgesehene „Berichtigung von 
Amts wegen“ aus systematischen Gründen nunmehr im 
neuen § 4a Abs. 1 angesiedelt ist. Darüber hinaus werden 
die Schutzrechte des Betroffenen durch einen Anspruch auf 
Ergänzung unvollständiger Daten gestärkt. Insoweit steht 
künftig der Verpflichtung der Meldebehörde zur Berichti- 
gung und Ergänzung unrichtiger oder unvollständiger Daten 
nach § 4a (neu) ein entsprechender Rechtsanspruch des Be- 
troffenen gegenüber. 

Wegen der Verweisung auf § 4a Abs. 1 Satz 2 vergleiche 
Begründung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 5 (§ 10): 

Durch die Einfügung wird sichergestellt, dass im Meldere- 
gister gespeicherte Daten, die für die Durchführung des Op- 
tionsverfahrens bei den nach § 29 StAG Erklärungspflichti- 
gen erforderlich sind, nicht unverzüglich nach dem Wegzug 
des Einwohners gelöscht, sondern zunächst noch eine Zeit 
lang im aktuellen Melderegisterbestand gespeichert bleiben 
und danach nach Maßgabe von Landesrecht gesondert auf- 


bewahrt werden. Dies ist insbesondere bei dauerhaftem 
Wegzug ins Ausland von Bedeutung, da auch in solchen 
Fällen das Optionsverfahren nach § 29 StAG von der zu- 
ständigen Staatsangehörigkeitsbehörde durchzuführen ist. 
Da die Tatsache, dass nach § 29 StAG ein Verlust der deut- 
schen Staatsangehörigkeit eintreten kann (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
Buchstabe b MRRG), zu speichern ist, das Feststellungsver- 
fahren aber erst nach Erreichen der Volljährigkeit des Erklä- 
rungspflichtigen beginnt, ist durch Landesrecht eine ent- 
sprechend lange Aufbewahrungsdauer der gesondert 
aufbewahrten Daten vorzusehen. 

Zu Nummer 6 (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) 

Die Anordnung der unmittelbaren Geltung der Regelung in 
Artikel 1 Nr. 1 und 5 ist erforderlich 

a) zur Abwendung einer Klage der EG-Kommission ge- 
gen die Bundesrepublik Deutschland vor dem Europä- 
ischen Gerichtshof in dem Vertragsverletzungsverfah- 
ren gemäß Artikel 226 EG-Vertrag mit der Nummer 
97/2153, 

b) weil die betroffenen Regelungen des StAG bereits am 
1. Januar 2000 in Kraft getreten sind und ein mögli- 
cher Informationsverlust baldmöglichst verhindert 
werden muss. 

Wegen des erheblichen Interesses an einer alsbaldigen, bun- 
deseinheitlich vergleichbare Standards bewirkenden Verbes- 
serung der Qualität der Melderegister ist eine rasche Anpas- 
sung des Landesmelderechts dringend angezeigt. Die 
vorgesehene Frist von 12 Monaten zur Umsetzung erscheint 
angemessen. 
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